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Zielsetzung: 
 

Kryptowerte können als Finanzinstrumente bzw. 
Wertpapiere im Sinne der MiFID II gelten. Je-
doch hatte man bei der Ausgestaltung der EU 
Vorschriften zu Finanzinstrumenten die Distri-
buted Ledger Technologie (DLT) und Kryptower-
te noch nicht im Blick. Die geltenden Vorschrif-
ten können daher den Einsatz von DLT unter 
Umständen ausschließen oder einschränken. 
Um die Entwicklung solcher Kryptowerte und 
DLT nicht zu beschränken und gleichzeitig ein 
hohes Maß an Finanzstabilität, Marktintegrität, 
Transparenz und Anlegerschutz sicherzustellen, 
soll mit dem vorliegenden Vorschlag eine Pilot-
regelung für DLT-Marktinfrastrukturen geschaf-
fen werden. 
 

 
Wesentlicher Inhalt: 
 

Für DLT-Marktinfrastrukturen gelten zwar 
grundsätzlich dieselben Anforderungen wie für 
die übrigen Marktinfrastrukturen (Zentralver-
wahrer, Börsenhandelsplätze), sie sollen aber 
vorübergehend von einigen spezifischen fi-
nanzmarktregulatorischen Vorschriften ausge-
nommen werden, die sie ansonsten hindern 
würden, Lösungen für den Handel und die Ab-
wicklung von Transaktionen mit Kryptowerten 
zu entwickeln. 
DLT-Marktinfrastrukturen sind entweder ein 
multilaterales DLT-Handelssystem (DLT-MTF) 
oder ein DLT-Wertpapierabwicklungssystem. 
Die Entscheidungen über etwaige regulatorische 
Ausnahmen sollen von nationalen Aufsehern 
getroffen werden. Die DLT-Marktinfrastrukturen 



sollen ihre Dienstleistungen EU-weit anbieten 
können.  

Der vorliegende VO-Vorschlag der Kommission 
stellt einen tiefen Eingriff in die gegenwärtige 
Finanzmarktinfrastruktur dar. Die Begebung, die 
Übertragung, der Handel sowie die Abwicklung 
von Transaktionen mit Finanzinstrumenten bzw. 
Wertpapieren könnten sich grundlegend än-
dern, sollte sich die DLT Technologie tatsächlich 
durchsetzen.  

 
Vorläufige Einschätzung zur Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips (bei Beden-
ken: kurze Begründung): 
 

Es bestehen nach vorläufiger Einschätzung keine 
Bedenken bzgl. der Einhaltung des Subsidiari-
tätsprinzips. 

Nach dem in Art. 5 Abs. 3 EUV enthaltenen Sub-
sidiaritätsprinzip wird die EU in den Regelungs-
bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zu-
ständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit 
die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen 
von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler 
noch auf regionaler oder lokaler Ebene ausrei-
chend verwirklicht werden können, sondern 
vielmehr wegen ihres Umfangs oder ihrer Wir-
kungen auf Unionsebene besser zu regeln sind. 

Ein Legislativakt auf EU-Ebene ist zur Erreichung 
des Ziels, den Rechtsrahmen für Finanzinstru-
mente im Sinne der MiFID II und deren Abwick-
lung an die Nutzungsmöglichkeiten von Krypto-
werten und der DLT anzupassen, besser geeig-
net als einzelne nationale Maßnahmen.   

 
Besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse?: 
 

Kein besonderes schleswig-holsteinisches Inte-
resse.  

Zeitplan für die Behandlung: 
a) Bundesrat 
b) Rat: 
c) ggf. Fachministerkonferenzen, 

etc. 

zu a) Im Fz-Ausschuss (03.12.2020) und im EU-
Ausschuss (04.12.2020) wurde im Umfragever-
fahren die Beratung um eine Sitzung auf den 
28.01.2021 vertagt. Im Wi-Ausschuss 
(30.11.2020) und im In-Ausschuss (01.12.2020) 
wurde im Umfrageverfahren von der Vorlage 
gem. §§ 3 und 5 EUZBLG Kenntnisnahme ge-
nommen.  

 


